
„Unsere friedlichen Absichten kann man an den fünf Fingern abzäh- 
len!"

Zeichnung: Sperling (entnommen „Freie Erde")

- Sie weigert sich, den SALT II- 
Vertrag zu ratifizieren, der be
kanntlich für die Begrenzung und 
Reduzierung der strategischen 
Offensivwaffen von außerordent
licher Bedeutung ist.
- Sie hat vielmehr die Stationie
rung neuer amerikanischer Nu
kleärraketen in Westeuropa be
gonnen und forciert zugleich die 
Stationierung von seegestützten 
Raketen großer Reichweite.
- Sie überschreitet die festge
legten Grenzen für die Anzahl 
von Interkontinentalraketen mit 
individuell steuerbaren Mehr
fachsprengköpfen und baut zu
sätzliche Startsilos.
- Sie untergräbt den sowjetisch
amerikanischen Vertrag von 1972 
über die Begrenzung der Rake
tenabwehrsysteme.
- Sie beschließt vielmehr ein 
Programm zur Schaffung eines 
sogenannten großen Raketenab
wehrsystems.
- Sie hat mit der Erprobung kos
mischer Angriffsmittel begon
nen.
- Sie verweigert ein gemeinsa
mes Moratorium über die Erpro
bung und Stationierung von 
Weltraumwaffen.3
Die hohnsprechende Behaup
tung, daß es sich bei dem Rake
tenabwehrsystem um ein defen
sives Waffensystem handele, 
wird durch den Fakt widerlegt, 
daß sich die USA neben ihrem 
nuklearen Erstschlagspotential 
damit einen Schild schaffen wol
len, um der Vergeltung eines 
Erstschlags zu entgehen. Über 
den rein militärischen Aspekt sol
chen Vorgehens hinaus hat die 
USA-Administration bereits seit 
langem Kurs darauf genommen, 
im Rahmen der Gestaltung der 
Ost-West-Wirtschaftsbeziehun- 

gen den Export von Handels
ware, die sie wider besseres Wis
sen als militärisch-kritische Tech
nologie ausgibt, in die soziali
stischen Länder durch weitge
hende Beschränkungen zu ver
hindern. Charakteristisch für die 
Haltung der USA in dieser Frage 
ist die während der Zeit des kal
ten Krieges formulierte Logik des

USA-Bankiers und Politikers B. 
Baruch: „Alles ist von potentieller 
militärischer Bedeutung, mit Aus
nahme vielleicht von Kaugummi." 
Die Entwicklung gleichberechtig
ter, auf gegenseitigen Vorteil be
ruhender Wirtschaftsbeziehun
gen wird auf diese Weise torpe
diert und dem Element der militä
rischen Konfrontation in der 
USA-Außenpolitik das des öko
nomischen hinzugefügt.
Auf politischem Gebiet will der 
rechtskonservative Klüngel der 
USA gegenüber den sozialisti
schen Staaten auch weiterhin 
eine aggressive Politik der inne
ren Destabilisierung und der Los
lösung von der Sowjetunion ver
folgen. Sie läuft darauf hinaus, 
den nach dem zweiten Weltkrieg 
entstandenen Status quo in Eu
ropa zu verändern bzw. revolutio
näre Errungenschaften dieser 
Länder zu liquidieren.
Eine besondere Rolle wird dabei 
auch den Zentren der politisch- 
ideologischen Diversion der USA 
eingeräumt. So wurde im 84er 
Wahlprögramm der Republikaner 
die Aufstockung des Budgets der 
USA-Informationsagentur um 44

Prozent innerhalb der letzten vier 
Jahre als positiv angesehen und 
gefordert, die Kapazitäten der 
berüchtigten Sender „Voice of 
America", „Radio Free Europe", 
„Radio Liberty" und „Radio 
Marti" zu verstärken.
Gegenüber den Entwicklungslän
dern und nationalen Befreiungs
bewegungen unternahmen und 
unternehmen die USA verstärkte 
Anstrengungen, den Einsatz mili
tärischer Gewalt mit „der Not
wendigkeit des Kampfes gegen 
den internationalen Terrorismus" 
zu begründen. Diese Aktivitäten 
waren und sind auch heute noch 
Bestandteil des aggressiven au
ßenpolitischen Kurses der Kon
frontation des USA-Imperialis- 
mus. Nationale Befreiungs- und 
Unabhängigkeitsbewegungen in 
allen Teilen der Welt und deren 
Kampf gegen imperialistische 
Vorherrschaft und Unterdrük- 
kung werden als „staatlicher Ter
rorismus" diffamiert, um nach 
dem Beispiel Grenadas brutale 
militärische Gewalt anzuwenden. 
Im Zusammenhang mit den aktu
ellen Ereignissen um Nikaragua 
wird jedoch einmal mehr deut-
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